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Änderung von Artikel 128 (Anfragen zur mündlichen Beantwortung mit Aussprache)

Änderungsantrag 1

Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments
Artikel 128 – Absatz -1

Derzeitiger Wortlaut Geänderter Text

1. Ein Ausschuss, eine Fraktion oder 
mindestens 40 Mitglieder können Anfragen 
an den Rat oder die Kommission richten 
und beantragen, dass sie auf die 
Tagesordnung des Parlaments gesetzt 
werden.

1. Ein Ausschuss, eine Fraktion oder 
mindestens 40 Mitglieder können Anfragen 
an den Rat oder die Kommission richten 
und beantragen, dass sie auf die 
nächstmögliche Tagesordnung des 
Parlaments gesetzt werden.

Die Konferenz der Präsidenten entscheidet 
darüber, ob und in welcher Reihenfolge 
die Anfragen auf die Tagesordnung 
gesetzt werden. Die Anfragen, die nicht 
innerhalb von drei Monaten nach ihrer 
Einreichung auf die Tagesordnung des 
Parlaments gesetzt werden, werden 
hinfällig.

Die Konferenz der Präsidenten entscheidet 
über die Reihenfolge der Anfragen auf 
der Tagesordnung.

Or. sk

Begründung

Gemäß Artikel 128 der Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments für die 
8. Wahlperiode vom Juli 2014 müssen für eine erfolgreiche Einreichung einer Anfrage zur 
mündlichen Beantwortung mit Aussprache zwei Bedingungen erfüllt sein. Dies sind i) das 
Quorum von 40 Mitgliedern, die der Einreichung der Anfrage zustimmen, und ii) das 
Einverständnis der Konferenz der Präsidenten mit der Aufnahme der betreffenden Anfrage in 
die Tagesordnung der Plenarsitzung. Das Rechtsinstitut der Anfrage zur mündlichen 
Beantwortung wird durch das hohe Quorum ausreichend geschützt. Die anschließende 
Billigung durch die Konferenz der Präsidenten kann man als unverhältnismäßige, 
unbegründete Anforderung betrachten, die bei dieser Form der Tätigkeit der Mitglieder 
überflüssig und aus politischen Gründen unerwünscht ist. Deshalb wird beantragt, dass jede 
Anfrage zur mündlichen Beantwortung mit Aussprache in die Tagesordnung der 
Plenarsitzung aufgenommen wird, die auf ihre Einreichung bei der zuständigen Person folgt, 
sobald die formelle Anforderung der notwendigen Anzahl Mitglieder, die ihrem Wortlaut 
zustimmen, erfüllt ist.


